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Bei Auffahrunfällen auf der Autobahn ist ein Anscheinsbeweis dann anwendbar, wenn ein 
Spurwechsel des vorausfahrenden Fahrzeugs nicht bewiesen werden kann und weitere 
Umstände, die gegen die Anwendung des Beweises des ersten Anscheins sprechen könn-
ten, nicht vorliegen.  
 
Es obliegt dem Auffahrenden, den Beweis des ersten Anscheins zu erschüttern, nicht dem 
Vorausfahrenden. 
 
§ 17 StVG, § 12 PflVG, §§ 286, 448 ZPO 
 
Urteil des BGH vom 13.12.2016 – VI ZR 32/16 – 
Bestätigung des Urteils des KG Berlin vom 13.01.2016 – 29 U 36/14 – 
 

Die Klägerin nimmt die Beklagte als Entschädigungsfonds nach § 12 PflVG wegen materiel-
ler und immaterieller Schäden in Anspruch. 
Die Klägerin wurde auf der BAB 44 als Fahrerin eines Motorrades in einen Verkehrsunfall mit 
einem Kastenwagen mit Anhänger (im folgenden Gespann genannt) verwickelt und erheblich 
verletzt; der genaue Unfallverlauf ist streitig. Die Klägerin behauptet, das Gespann habe sich 
auf der Überholspur befunden, der Fahrer des Gespanns habe plötzlich „brutal“ abgebremst 
und sei auf die rechte Fahrspur gewechselt, weswegen sie auf die Rückfront des Gespanns 
aufgefahren sei. 
Das LG Berlin wies die Klage ab; das KG Berlin wies die Berufung zurück. 
 
Der BGH wies die Revision als unbegründet zurück. Ein Ersatzanspruch gegen den Entschädi-
gungsfonds nach § 12 PflVG bestehe nicht, da dieser einen Schadensersatzanspruch gegen 
den Halter des unfallbeteiligten KFZ nach dem StVG oder BGB  voraussetze, der nicht vorliege. 
Die Klägerin sei im Rahmen der nach § 17 Abs. 1 und Abs. 2 StVG vorzunehmenden Haftungs-
abwägung für den Unfall alleine verantwortlich. Der Senat führt zunächst aus, dass die Haf-
tungsverteilung im Rahmen des § 17 StVG im Revisionsverfahren nur darauf geprüft werden 
könne, ob alle Umstände vollständig und richtig berücksichtigt und der Haftungsabwägung 
rechtlich zulässige Erwägungen zugrunde gelegt worden seien. Dabei sei das Maß der Unfall-
verursachung von Belang, in dem die Beteiligten zur Schadensentstehung beigetragen hätten, 
sowie das beiderseitige Verschulden (vgl. Rz. 8). Nach den Grundsätzen des Anscheinsbe-
weises sei davon auszugehen, dass die Klägerin den Unfall alleine verursacht habe. 
Es sei höchstrichterlich anerkannt, dass bei Auffahrunfällen, auch auf einer Autobahn, der erste 
Anschein dafür spreche, dass der Auffahrende den Unfall schuldhaft verursacht habe, weil er 
entweder mit unangepasster Geschwindigkeit oder zu geringem Sicherheitsabstand gefahren 
ist (vgl. Urteil des BGH vom 13.12.2011 – VI ZR 177/10 – [juris]). Das Auffahr-
Unfallgeschehen reiche jedoch als Grundlage für die Anwendung des Anscheinsbeweises 
dann nicht aus, wenn weitere Umstände des Unfallereignisses bekannt seien, wie ein zuvor 
erfolgter Spurwechsel, die gegen die ansonsten gegebene Typizität eines Auffahrunfalles sprä-
chen (vgl. Rz. 11). Stünden jedoch, wie vorliegend, keine Umstände fest, die gegen einen typi-
schen Auffahrunfall sprächen, stehe der Anwendung des Anscheinsbeweises nichts entgegen. 
Es obliege demjenigen, zu dessen Lasten der Anscheinsbeweis eingreife, den An-
scheinsbeweis zu erschüttern. Bestreite der Vorausfahrende den Spurwechsel und könne der 
Auffahrende den Spurwechsel nicht beweisen, so sei der Anscheinsbeweis nicht erschüttert. 
Das Berufungsgericht habe somit zu Recht angenommen, das der Anscheinsbeweis für ein un-
fallursächliches Verhalten der Klägerin spreche und sie den Unfall alleine verursacht habe (vgl. 
Rz. 13, wird ausgeführt). 
Ein Verfahrensfehler wegen der Nichtvernehmung der Klägerin als Partei liege nicht vor. 
Auch wenn die Klägerin durch die Unfallflucht des Gespanns in Beweisnot geraten sei, setze 
eine Parteivernehmung nach § 448 ZPO einen „Anbeweis“, also eine gewisse Wahrscheinlich-
keit für die Richtigkeit der streitigen Behauptung voraus; diese sei aber nicht gegeben. 
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Hinweis: Siehe hierzu auch die Urteilsanmerkung von Andreas Geipel in NJW 16/2017, S. 
1178. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 13.12.2016 – VI ZR 32/16 –  
wie folgt entschieden: 
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